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Die Löſung des inneren Konfliktes. 


Zwei Fragen find es vornehmlich, welche gelöft werden 
müſſen, ehe auf eine vollſtändige Beſeitigung des inneren 
Konfliktes zu hoffen iſt, die Militärfrage und die 
Budgetfrage. Ueber beide hat ſich der König in der 
Thronrede, mit der er am 5. d. M. den Landtag der 
preußiſchen Monarchie eröffnet hat, ausgeſprochen, und 
für beide hat er den Weg zur Löſung ganz ſcharf und 
genau bezeichnet; möge, ſo muß jeder Vaterlandsfreund 
wünſchen, auf dem angedeuteten Wege das Ziel erreicht 
werden. Aber der Weg iſt nicht ſo einfach und ſo glatt, 
wie es wohl manchem erſcheinen möchte, und wir wollen 
hier mit kurzen Worten unſere Anſicht über die Löſung 
beider Fragen mittheilen. 

Um zuerſt von der Militärfrage zu ſprechen, die⸗ 
ſem Anfangspunkt unſeres Konfliktes, jo ſpricht die 
Thronrede die Erwartung aus, „daß die politiſche Lage 
des Vaterlandes eine Erweiterung der Grenzen des Stan: 
tes und die Einrichtung eines einheitlichen Bundesheeres 
unter Preußens Führung geſtatten werde, deſſen Laſten 
von allen Genoſſen des Bundes gleichmäßig werden ge⸗ 
tragen werden.“ Natürlich muß man erwarten, daß 
dabei die Laſten, welche Preußen bis jetzt getragen hat, 
erleichtert werden, denn mit dieſer Erleichterung würde 
ja ein ſehr weſentlicher Differenzpunkt in der Militär⸗ 
frage fortfallen. , ln 

Aber leider geben verſchiedene Mittheilungen, welche 
die Abſichten der Regierung wiederzuſpiegeln ſcheinen, 
hierzu keine Ausſicht, nach ihnen ſollen die während des 
Krieges gebildeten vierten Bataillone benutzt werden, um 
aus ihnen die zwei neuen Armeekorps zu vervollſtäu⸗ 
digen, um welche unſere Armee vermehrt werden ſoll. 
Bis jetzt hatten wir bei gegen 20 Millionen Einwoh⸗ 
nern 9 Armeekorps, jetzt ſollen bei einer Vermehrung 
der Einwohnerzahl um 4½ Millionen zwei neue Armee⸗ 
korps hinzukommen. Das entſpricht genau dem alten 
Verhältuiß. 

Wo iſt dann die Erleichterung, welche aus der Ver⸗ 
theilung der Militärlaſt auf die anderen Norddeutſchen 
Staaten erwachſen ſoll? Das preußiſche Heer mußte, 


und deßhalb war es verhältnißmäßig ſo groß, früher 
einen Staat, welcher durch ſeine Trennung in zwei 
Hälften ſehr ausgedehnte Grenzen hatte, ſchützen, und 
ſollte außer dem eigenen Lande auch noch ganz Deutſch⸗ 
land ſchützen. Jitzt find die preußiſchen Grenzen gut ab⸗ 
gerundet, oder ſollen es doch wenigſtens werden, und zum 
Schutze Deutſchlands (reſp. Norddeutſchlands) fell nicht nur 
das preußiſche Heer, ſondern das Heer des ganzen neuen 
Bundesſtaates als ein Ganzes eintreten. Deßhalb hatten 
wir, und mit uns wohl die Mehrzahl der Nation gehofft, 
nach der Vergrößerung Preußens und der Zuſammen⸗ 
faſſung der militäriſchen Kräfte Deutſchlands, vorläufig 
wenigſtens Norddeutſchlands, würde eine ſehr bedeutende 
Herabſetzung des Prozentſatzes der ſtehenden 
Armee erfolgen, ſo daß derſelbe, welcher in den letzten 
Jahren für Preußen etwas mehr als I pCt. der Bevöl⸗ 
kerung betragen hat, etwa auf ½ pCt. herabgeſetzt werde. 

Damit würde wirklich dem Lande eine bedeutende 
Erleichterung geſchaffen werden, die ſich bald in der Ent⸗ 
wickelung des Wohlſtandes zeigen würde. Hoffen wir, 
daß der Weg, der in der Thronrede angedeutet iſt, zu 
dieſem Ziele führt, um ſo mehr, da es nothwendig er⸗ 
ſcheint, durch ſolche Erleichterung die Verluſte an Leben, 
Arbeitskraft und Vermögen ſobald als möglich zu er- 
ſetzen, die wir durch den Krieg erlitten haben. 

Ueber das Budgetrecht äußert ſich die Thronrede 
folgendermaßen: „Ueber die Feſtſtellung des Staatshaus⸗ 
halts⸗Etats hat eine Vereinbarung mit der Landesver⸗ 
tretung in den letzten Jahren nicht herbeigeführt werden 
können. Die Staaats⸗Ausgaben, welche in dieſer 
Zeit geleiſtet ſind, entbehren daher der geſetzlichen 
Grundlage, welche der Staatshaushalt, wie Ich wie⸗ 
derholt anerkenne, nur durch das nach Artikel 99 der 
Verfaſſungs⸗Urkunde alljährlich zwiſchen Meiner Negie- 
rung und den beiden Häuſern des Landtages zu verein⸗ 
barende Geſetz enthält. Wenn Meine Regierung gleich⸗ 
wohl den Staatshaushalt ohne dieſe geſetzliche Grundlage 
mehrere Jahre geführt hat, fo tft dies nach gewiſſen⸗ 
hafter Prüfung in der pflichtmäßigen Ueberzeugung ge⸗ 
ſchehen, daß die Fortführung einer geregelten Verwaltung, 
die Erfüllung der geſetzlichen Verpflichtungen gegen die 


Gläubiger und die Beamten des Staates, die Erhaltung 
des Heeres und der Staats⸗Inſtitute, Exiſtenzfragen des 
Staates waren, und daß daher jenes Verfahren eine der 
unabweisbaren Nothwendigkeiten wurde, denen ſich eine 
Regierung im Intereſſe des Landes nicht entziehen kann 
und darf. Ich hege das Vertrauen, daß die jüngſten 
Ereigniſſe dazu beitragen werden, die unerläßliche Ver⸗ 
ſtändigung in ſo weit zu erzielen, daß Meiner Regie⸗ 
rung in Bezug auf die ohne Staatshaushalts⸗Geſetz ge⸗ 
führte Verwaltung die Indemnität, um welche die Lan⸗ 
desvertretung angegangen werden ſoll, bereitwillig ertheilt, 
und damit der bisherige Konflikt für alle Zeit um fo 
ſicherer zum Abſchluß gebracht werden wird, als erwartet 
werden darf, daß die folitiſche Lage des Vaterlandes 
eine Erweiterung der Grenzen des Staates und die Ein⸗ 
richtung eines einheitlichen Bundesheeres unter Preußens 
Führung geſtatten werde, deſſen Laſten von allen Ge⸗ 
nofjen des Bundes gleichmäßig werden getragen werden.“ 

Hier ſehen wir alſo, daß erſtens die Nothwendig— 
keit eines Budgetgeſetzes anerkannt wird, daß zweitens 
die Regierung von der Volksvertretung eine Indemni⸗ 
tät (über deren Bedeutung wir uns in der vorigen 
Nummer ausgeſprochen haben) nachſuchen will und daß 
drittens anerkannt wird, daß eine Verminderung der 
Militairlaſt eine Ausgleichung des Budgetſtreites er⸗ 
leichtern wird. 

Die letztere Thatſache läßt uns hoffen, daß jene Mit⸗ 


theilungen, die wir erwähnt, und die keine weſentliche 


Erleichterung der Militairlaſten erwarten laſſen, ſich in 
der Zukunft als unbegründet erweiſen werden. So ließe 
ſich alſo ſchnell eine günſtige Löſung der Budgetfrage 
hoffen, wenn nicht ſtets der Gedanke auftauchen müßte, 
daß, trotz der ausdrücklichen Anerkennung der Nothwen⸗ 
digkeit eines Budgets ſich doch der budgetloſe Zuſtand 
in gleichem Umfange ſtets wiederholen könnte. 

Allerdings wird ſich ein ſolcher Zuſtand durch kein 
Geſetz, mag es gefaßt ſein wie es will, abſolut vermeiden 
laſſen, denn man kann die drei geſetzlichen Faktoren nicht 
zwingen, ſich über ein Budget zu vereinbaren, denn ſelbſt 
wenn man ſagen würde: das Miniſterium muß ſich die 
Streichungen des Abgeordnetenhauſes gefallen laſſen, um 
das Zuftandefommen des Budgets nicht zu verhindern, 
ſo giebt es kein Mittel, um das Herrenhaus zu zwingen, 
dem Budget, wie es aus den Berathungen des Abgeord⸗ 
netenhauſes hervorgegangen iſt, ſeine Zuſtimmung zu 
geben. So kann alſo noch immer der Fall eintreten, 
daß ein Budgetgeſetz nicht zu Stande kommt, und daß 
die Regierung, wenn auch vielleicht nur kurze Zeit, ohne 
ein ſolches Geſetz geführt werden muß. 

Auf welche Weiſe ſoll aber dann das Recht des 
Volkes, auf die Verwendung der Staatsgelder einen 
Einfluß auszuüben, gewahrt werden? Der Adreßentwurf, 
welchen die Fortſchrittspartei eingereicht hat, giebt die 
Antwort darauf. Es heißt darin: „Ew. Majeſtät 
gedenken des Konfliktes, der fett 1862 über 
das Budget⸗Recht beſteht und erkennen den 
Art. 99 der Verfaſſung als verpflichtende 
Norm an. In tiefſter Ehrerbietung dieſe Er— 


klärung annehmend, dürfen wir unſererſeits 
es weder verhehlen noch verhüllen, daß der 
alljährliche, im Voraus feſtzuſtellende Staats— 
haushalts⸗Etat die Grundlage der Finanz⸗ 
wirthſchaft bildet und daß Ausgaben, welche 
das Abgeordnetenhaus in demſelben abgeſetzt 
hat, nicht aus irgend einem Motive des 
Staatswohles dennoch geschehen dürfen, wenn 
nicht das Recht der Volksvertretung illuſoriſch 
werden ſoll.“ 

Möge man bei den Berathungen, welche über dieſe 
Frage zwiſchen Volksvertretung und Regierung ſtattfinden, 
dieſer Auffaſſung Rechnung tragen, fie bezeichnet den 
Weg, auf welchem nicht nur der langdauernde Konflikt 
beigelegt, ſondern auch einer Wiederholung deſſelben vor⸗ 
gebeugt wird. 


Polttiſche Wochenſchau. 

Preußen. In den letzten Tagen ſtiegen plötzlich die 
Befürchtungen vor einem Kriege zwiſchen Preußen und 
Frankreich, indem der Kaiſer Napoleon als Kompenſation 
für die Vergrößerung Preußens die Wiederherſtellung der 
Grenzen von 1814 gefordert haben ſoll. Allerdings ſind bis 
jetzt die Wünſche des Kaiſers von Frankreich nur geſprächs⸗ 
weiſe von dem franzöſiſchen Geſandten am Berliner Hofe 
vorgebracht worden, aber auch in dieſer Form haben ſie ſchon 
die entſchiedenſte Zurückweiſung erfahren. Es iſt allerdings 
nicht wahrſcheinlich, daß Napoleon augenblicklich auf die Er⸗ 
füllung ſeiner Forderungen beſtehen wird, aber ficher iſt, daß 
er ſie nicht vergißt, und daß ſie wohl ſehr bald wieder auf⸗ 
tauchen und dann mit größerem Nachdruck werden geltend 
gemacht werden. Daß ſich Oeſterreich alsdann mit Frank⸗ 
reich verbinden wird, ſteht zu erwarten, und ſomit dürfte ein 
ſolcher Kampf viel größere Dimenſionen annehmen, als der 
jetzt glücklich beendete. Es ſcheint alfo gerathen, die Kräfte 
Deutſchlands möglichſt feſt yulammenzufaffen, und nicht durch 
eine Theilung Deutſchlands den Feinden Deutſchlands Ge⸗ 
legenheit zu geben, ſich in Deutſchland ſelbſt Verbündete zu 
ſuch 


en. 

Im Abgeordnetenhauſe hat am 10. d. M., nachdem 
eine genügende Anzahl von Wahlen geprüft worden, die 
Konſtituirung des Hauſes ſtattgefunden. Es wurde, nachdem 
der frühere Präſident Grabow entſchieden ſeine Wieder⸗ 
wahl abgelehnt hatte, der Abg. v. Forkenbeck mit 170 
gegen 158 Stimmen zum Präsidenten, Abg. Staven⸗ 
hagen mit 180 gegen 149 Stimmen zum erſten Vize⸗ 
Präſidenten und der Abg. v. Bonin mit 186 gegen 139 
Stimmen zum zweiten Vize⸗Präſidenten gewählt. 
Zu Schriftführern wurden gewählt die Abgg. Lent, 
Baſſenge, Cornely, Sachſe, Kantak, Hauſchteck, 
v. Sal iſch und v. Kleinſorgen. Von ſämmtlichen Ge⸗ 
wählten gehört nur der Abg. v. Saliſch zur konſervativen 
Partei. In den Sitzungen am 13. und 14. d. M. hat die 
Regierung dem Landtage eine Reihe von Vorlagen gemacht 
und zwar: die oktroyirte Verordnung über die Auf ; 
hebung der Wuchergeſetze, die oktrohirte Verordnung 
wegen Errichtung der Dartehnskaſſen und Aus ⸗ 
gabe der Darlehnskaſſenſcheine, für welche das Mi- 
niſterium Indemnität fordert, eine Vorlage über den 
Verkauf der weſtphätiſchen Staatsbahn und eine 
Vorlage über die Erweiterung des Bankkapitals um 
5 Millionen. Ueber dieſe, fowie über die Vorlage einiger 
anderen kleinen Verordnungen müſſen wir aus Mangel an 


Raum weitere Mittheilungen unterlaſſen. Von hoͤchſter Be⸗ 
deutung ſind dagegen folgende Vorlagen: 

Das Wahlgeſetz zum Reichstage des Norddeut⸗ 
ſchen Bundes. Der Entwurf deſſelben lautet: Wir Wil⸗ 
helm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc., verordnen 
unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der 
Monarchie was folgt: §. 1. Wähler ift jeder unbeſcholtene 
Preuße, welcher das 25. Lebensjahr zurückgelegt hat. §. 2. 
Von der Berechtigung zum Wählen find ausgeſchloſſen: 
1) Perſonen, welche unter Vormundſchaft oder Kuratel ſtehen; 
2) Perſonen, über deren Vermögen Konkurs- oder Fallit⸗ 
zuſtand gerichtlich eröffnet worden iſt, und zwar während der 
Dauer dieſes Konkurs- oder Fallitverfahrens; 3) Perſonen, 
welche eine Armen ⸗Unterſtützung aus öffentlichen oder Ge⸗ 
meindemitteln beziehen oder im letzten der Wahl vorher⸗ 
gegangenen Jahre bezogen haben. §. 3. Als beſcholten, 
alſo von der Berechtigung zum Wöhlen ausgeſchloſſen ſollen 
angeſehen werden: Perſonen, denen durch rechtskräftiges Er⸗ 
kenntniß der Vollgenuß der ſtaatsbürgerlichen Rechte entzogen 
iſt, ſofern ſie in dieſe Rechte nicht wieder eingeſetzt worden 
find. 8.4 Wählbar zum Abgeordneten iſt jeder wahl⸗ 
berechtigte Preuße, welcher das 25. Lebensjahr zurückgelegt 
und ſeit mindeſtens 3 Jahren dem Staate angehört hat. 
Verbüßte oder durch Begnadigung erlaffene Strafen wegen 
politiſcher Verbrechen ſchließen von der Wahl nicht aus. 

. 5. Perſonen, die ein öffentliches Amt bekleiden, bedürfen 
zum Eintritt in den Reichstag keines Urlaubs. §. 6. Auf 
durchſchnittlich 100,000 Seelen der nach der letzten Volks⸗ 
zählung vorhandenen Bevölkerung iſt ein Abgeordneter zu 
wäblen. Ein Ueberſchuß von wenigſtens 50,000 Seelen 
der Geſammtbevölkerung wird vollen 100,000 Seelen 

leich gerechnet. Jeder Abgeordnete iſt in einem beſonderen 

ahlkreiſe u wählen. § 7. Die Wahlkreiſe werden zum 
Zwecke des Stimm - Abgebens in kleinere Bezirke eingetheilt. 
§ 8. Wer das Wahlrecht in einem Wahlbezirke ausüben 
will, muß in demſelben zur Zeit der Wahl ſeinen Wohnſitz 
haben. Jeder darf nur an Einem Orte wählen. § 9. In 
pam Bezirke find zum Zwecke der Wahlen Liſten anzulegen, 

n welche die zum Wählen Berechtigten nach Zu- und Vor⸗ 
namen, Alter, Gewerbe und Wohnort eingetragen werden. 
Dieſe Liſten find ſpäteſtens 4 Wochen vor dem zur ordent⸗ 
lichen Wahl beſtimmten Tage zu Jedermanns Einfiht aus⸗ 
zulegen und iſt dies öffentlich bekannt zu machen. Einſprachen 

egen die Liſten find binnen 8 Tagen nach A Be⸗ 
anntmachung bei der Behörde, welche die Bekanntmachung 
erlaſſen hat, anzubringen und innerhalb der nächſten 14 Tage 
zu erledigen, worauf die Liſten geſchloſſen werden. Nur die⸗ 
jenigen ſind zur Theilnahme an der Wahl berechtigt, welche 
in die Liſten aufgenommen find. § 10. Die Wahlhandlung 
iſt öffentlich; bei derſelben find Gemeinde⸗Mitglieder zuzuzie⸗ 
ben, welche kein Staats- oder Gemeinde⸗Amt bekleiden. Das 

Wahlrecht wird in Perſon durch Stimmzettel ohne Unter 
ſchrift ausgeübt. § 11. Die Wahl iſt direkt. Sie erfolgt 
durch abſolute Stimmen⸗Mehrheit aller in einem Wahlkreise 
abgegebenen Stimmen. Stellt bei einer Wahl eine abſolute 
Stimmen⸗Mehrheit ſich nicht heraus, ſo iſt nur unter den 
2 Kandidaten zu wählen, welche die meiſten Stimmen erhal⸗ 
ten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das Loos. 
$ 12. Stellvertreter der Abgeordneten find nicht zu wählen. 
5 13. Die Wahlkreiſe und Wahlbezirke, die Wahl⸗Direkto⸗ 
ren und das Wahlverfahren, in ſo weit dieſes nicht durch 
das gegenwärtige Geſetz feſtgeſtellt worden iſt, werden von 
der Staats ⸗Regierung beſtimmt. 

Wir ſprechen über dieſes Wahlgeſetz noch in einem bejon- 
deren Artikel; hier wollen wir nur darauf aufmerkſam machen, 


daß es ſich weſentlich nur in einem Punkte von dem Reichs- 
wahlgeſetz vom Jahre 1849 unterſcheidet nämlich darin, daß 
in dem Reichswahlgeſetz ſtets von Deutſchen die Rede iſt, 
während in dem vorgelegten Entwurf nur von Preußen 
geſprochen wird. Wichtig wird dieſer Unterſchied in Bezug 
auf die Wählbarkeit, indem es in dem vorliegenden Ent⸗ 
wurfe heißt: Wählbar zum Abgeordneten iſt jeder wahlbe⸗ 
rechtigte Preuße, welcher das 25. Lebensjahr zurückgelegt und 
ſeit mindeſtens drei Jahren dem Staate angehört, während 
es im Reichswahlgeſetze heißt: Wählbar zum Abgeordneten 
des Volkshauſes iſt jeder wahlberechtigte Deutſche, welcher 
das 25. Lebensjahr zurückgelegt und ſeit mindeſtens drei 
Jahren einem deutſchen Staate angehört. Während alſo 
früher die preußiſchen Wähler einen Angehörigen eines jeden 
deutſchen Staates wählen konnten, können ſie jetzt nur An⸗ 
gehörige des preußiſchen Staates wählen. 

Von finanziellen Vorlagen wurden folgende gemacht: 

Es wurde ein Geſetz, betreffend die Indemnität für 
die Staatshaushaltsführung von 1862 ab, ſowie be⸗ 
treffend die Ausgaben für 1866 vorgelegt. Die Etats⸗ 
verhandlungen, ſo führte der Miniſter aus, haben ſeit 1862 
nicht zu dem erwünſchten Abſchluß geführt, die Verwaltung 
hat der geſetzlichen Grundlage entbehrt. Dieſe Grundlage 
ſoll durch die Annahme des vorgelegten Geſetzentwurfes wie⸗ 
dergewonnen werden. F. 1 deſſelben lautet: „Der Staats- 
regierung wird in Bezug auf die ſeit Beginn des Jahres 
1862 ohne geſetzlich feſtgeſtellten Staatshaushalts⸗Etat ge⸗ 
führte Verwaltung vorbehaltlich der Beſchlußfaſſung des Land⸗ 
tages über die Entlaftung der Staats-Regierung nach Vor⸗ 
legung der Jahresrechnungen Indemnität ertheilt.“ — Für 
das laufende Jahr wird die Regierung den früheren Etat 
nicht vorlegen, um die Wiederkehr unerquicklicher Debatten 
u vermeiden und da außerdem bei der vorgeſchrittenen 
Fahreszeit es nicht mit dem Geiſte der Verfaſſung im Ein⸗ 
klange ſtände, welche die Aufſtellung von Budgets immer nur 
für Jahres⸗Perioden vorausſetzt. Die Regierung beanſprucht 
daher einen Kredit für ihre Ausgaben, wie $. 2. beſagt: 
„Die Staats⸗Regierung wird für das Jahr 1866 zu den 
Ausgaben der laufenden Verwaltung bis auf Höhe von 
154 Millionen Thalern ermächtigt.“ — Der letzte Etat be⸗ 
lief ſich auf 157 Millionen, zuläſſige Erſparniſſe haben die 
Reduktion auf obige Summe ermöglicht. Der Miniſter giebt 
nachträglich noch über das Budget von 1867 die Er 
klärung ab, daß er daſſelbe ſchon jetzt vorzulegen beabſichtigt 
habe, dies ſich jedoch als nicht thunlich erwieſen habe, jeden 
falls ſolle die Vorlage fo zeitig geſchehen, daß die Publika⸗ 
tion des Geſetzes noch vor Schluß des Jahres erfol— 
gen könne. 

Wir freuen uns, aus dem F. 1 der Vorlage zu erſehen, 
daß die Regierung unſere Anſicht über die Bedeutung der 
Indemnitätsertheilung für die richtige hält. 

Es wurde darauf ein Geſetzentwurf betreffend den außer ⸗ 
ordentlichen Geldbedarf der Militär- und Ma- 
rine verwaltung vorgelegt. Der Miniſter bemerkt, daß 
bisher der Staatsſchatz, der Erlös von Effekten, die der 
Staatskaſſe zur Verfügung ſtanden, die Diekontirung der 
Steuerkredite und die Benutzung disponibler Beſtände aus⸗ 
geholfen hat. Dieſe müſſen erſetzt werden; dazu kommen die 
Koſten für die Armee, für das Retabliſſement an Waffen 
und Kleidungsſtücken, ferner die Zahlung der Naturalienbons 
und die Fürſorge für unvorhergeſehene Eventualitäten. Die 
Regierung verlangt Sechszig Millionen, von denen ſie 
natürlich nur ſo weit Gebrauch zu machen beabſichtigt, als 
nach Lage der Dinge nothwendig iſt. Noch disponibel ſind 
ihr 3 Millionen Kredite, 15 Millionen Effekten, zu denen 


die demnächſt in Ausſicht ſtehenden Effekten für die weft- 
fäliſche Bahn treten, ferner vielleicht der Erlös aus an- 
deren Staatsaktivis, worüber eventuell beſondere Vor⸗ 
lage erfolgen würde. (Man bezieht dieſe Worte allgemein auf 
einen beabſichtigten Verkauf der Kohlengruben an der Saar.) 
Endlich die Kriegskoſten Entſchädigungen. Davon ſind zu⸗ 
nächſt dem Staatsſchatze die 22 Millionen zu erſetzen, welche 
er für die letzten beiden Kriege ausgegeben. 

Eine Anleihe wäre vorläufig nicht zu empfehlen, am leichte⸗ 
ſten wird ſich die Summe beſchaffen laſſen durch Ausgabe 
von verzinslichen Schatzanweiſungen, wie ſie in Frankreich 
und England ſo beliebt ſind und wie ſie auch hier, auf 
6—12 Monate laufend, ohne Verluſt auszugeben fein würden. 
Nur im Nothfalle wäre auf eine Anleihe zurückzuweiſen, da 
der Waffenſtillſtand zwar, aber noch nicht der Frieden abge⸗ 
ſchloſſen iſt und nach verſchiedenen Richtungen hin 
auch Weiterungen ſtattfinden können. 

Sämmtliche Vorlagen wurden bejonderen Kommiſſionen 
zur Vorberathung überwieſen. 

Von den chene Fraktionen im Hauſe ſind Anträge 
auf Erlaß einer Adreſſe an den König geſtellt; die An⸗ 
träge find einer beſonderen Kommiſſion zur Berathung 
überwieſen, und iſt der Abgeordnete Virchow zum Referenten 
ernannt worden. 

Das Herrenhaus a nach lebhafter Diskuſſion eine 
Adreſſe an den König beſchloſſen. Dieſelbe iſt demſelben 
wahrſcheinlich ſchon überreicht worden, wenn dieſes Blatt in 
die Hände unſerer Leſer gelangt. 


Das Wahlgeſetz für den Reichstag des nord⸗ 
deutſchen Bundes. 

Alſo Deutſchland wird in zwei Hälften getheilt. In einen 
norddeutſchen und einen ſüddeutſchen Bund! Wer bis lang 
daran gezweifelt, dem wird das nun kiar ſein durch die 
ſeitens der Regierung im Abgeordretenhauſe gemachte Vor⸗ 
lage eines Wahlgeſetzentwurfes für den Reichstag des nord⸗ 
deutſchen Bundes. 

Wir wollen gern zugeſtehen, daß vor ſechs Monaten wohl 
Niemand das für erreichbar angeſehen hätte, aber nichts deſto 
weniger kann heute Niemand mit dem Erreichten zufrieden 
ſein. Die Zweitheilung Deutſchlands iſt unnatürlich und 
gefährlich. Letzteres beſonders deshalb, weil der neu zu grün- 
dende ſüddeutſch: Bund in ſich nicht Kraft genug haben und 
daher das Bedürfniß fühlen wird, ſich außerhalb eine Stütze 
zu ſuchen. Da ſich nun Oeſterreich als ein gebrechliches 
Rohr erwieſen, das Jedem, der ſich darauf ſtützt, die Hand 
verwundet, jo iſt zu beſorgen, daß aus dem ſüddeutſchen 
Bunde ein neuer Rheinbund entſtehen werde, der ſich 
an das Ausland, an Frankreich anſchließt. 

Solche Erwägungen werden ſich den Augen unſerer 
Diplomaten, welche die Friedenspräliminarien von Nikolsbur 
abſchleſſen, nickt entzogen haben. Warum haben fie alfo 50 
ſolche Bedingungen hin abgeſchloſſen? Waren nicht Oeſter⸗ 
reich und ſeine Verbündeten gänzlich zu Boden geworfen und 
unſere Armee auf der ganzen ungeheuren Strecke von Preß⸗ 
burg bis Darmſtadt in ſiegreichem, unwiderſteblichem Vorgehn 
begriffen? In wenig Tagen konnte ganz Deutſchland und 
ein großer Theil von Ungarn in unſeren Händen ſein. 
Weder die öſterreichiſchen, noch die Heere des ſogenannten 
Bundes waren im Stande uns aufzuhalten. — Einem ſolchen 
Stande des Krieges entſprechen die Friedensbedingungen in 
keiner Weiſe. — Mitten in ihrem Sieges laufe find un⸗ 
ſere Heere aufgehalten worden. Es war dies offenbar eine 


Folge der Vermittelung Frankreichs, welche das Herrenhaus 
zu aller Welt Erſtaunen eine uneigennützige genannt hat. 

Wir wollen indeß uns heute nicht darauf einlaffen, zu 
unterſuchen, ob es nothwendig war, dem diplomatiſchen Druck 
Frankreichs ſo weit nachzugeben, das gegenwärtig mit der 
von ihm erreichten Schmälerung unſerer Erfolge noch nicht 
zufrieden, ſondern keck genug ſein ſoll, von uns die Abtretung 
deutſcher Grenzlande zu fordern. Heute ſoll uns nur das 
vorgelegte Wahlgeſetz allein beſchäftigen und zwar weſentlich 
der Paragraph 13 deſſelben. 

In dem $. 13 wird die Bildung der Wahlkreiſe und die 
Ausführungsverordnung über das Wahlverfahren der Regie⸗ 
rung überlaſſen, und ebenſo wird die Bildung der einzelnen 
Wahlbezirke, in denen die Stimmen geſammelt werden, 
lediglich der Regierung überlaſſen. 

Uns will dies äußerſt bedenklich erſcheinen, wir halten es 
für unbedingt nothwendig, daß die Ausführungeverordnun 
als Geſetz erlaſſen wird. Lehrt uns doch die Erfahrung, daß 
bei den Wahlen zum preußiſchen Abgeordnetenhauſe faſt vor 
jeder Wahl eine Abänderung der Ausführungsverordnung er⸗ 
ſcheint und daß daher, obschon wir ſeit 18 Jahren wählen, 
ſich doch eine feſte Praxis nicht hat ausbilden können. Die 
Wahlakten wimmeln von Verſtößen und die Beſtimmungen 
der.. Mahlyernchnung., fo, wie. das Realgment. werden. auf. 

das Verſchiedenartigſte ausgelegt. Schrieb doch erſt in der 
letzten Sitzung des Abgeordnetenhauſes ein landräthliches 
Mitglied deſſelben den Wahlkommiſſaren das Recht zu, aus 
eigener Machtvollkommenheit Wahlmännerwablen fir un⸗ 
ültig zu erklären und neue Urwahlen anzuerdnen. Es er⸗ 
ſcheint bei Wahlen, welche in ſo großen Bezirken vorge⸗ 
nommen werden ſollen, wie die zum norddeutſchen Parlament, 
doppelt nothwendig gleich von vorn herein feſte, geſetzliche 
und 10 jo leicht abzuändernde Ausführungsbeſtimmungen 
u treffen. 

f Völlig unzuläſſig will es uns aber erſcheinen, daß der 
Regierung allein die Bildung der Wahlbezirke anheimge⸗ 
geben werden ſoll. Anfänglich war es ja in Preußen auch 
fo. Die Folgen blieben nicht aus. Vor jeder Neuwahl 
faft fand eine Umlegung der Wahlbezirke ſtatt und endlich 
wurden die Klagen hierüber unter der Weſtphalenſchen Re⸗ 
gierung ſo ſtark, daß ſich das Miniſterium Schwerin ent⸗ 


schloß, die Feſtſtellung der Wahlbezirke durch ein Geſetz zu 
beantragen. Nachdem dies geſchehen, find verhältnißmäßig 
wenig Klagen mehr vorgekommen. 

Das Abgeordnetenhaus wird die Aufgabe haben, obigen 
Erfahrungen Rechnung zu tragen und den vorgelegten Ent⸗ 
wurf angemeſſen zu verbeſſern. Ob es Veranlaſſung hat, 
das direkte Wahlrecht anzunehmen, dieſe Frage iſt ſchwer zu 
beantworten. Der Umſtand, daß im Reichswahlgeſ tz von 
1849 das direkte Wahlrecht vorgeſchrieben iſt, kann nicht be⸗ 
ſtimmend ſein, weil es ſich nicht um die Einführung der 
ganzen Reichs verfaſſung handelt. g 

Das direkte Wahlrecht, fo fehr man daſſelbe 
auch prinzipiell als das richtige anerkennen muß, 
hat große Bedenken in einem Staate wie dem 
unfrigen, mit dem ungeheuren Heere von mittel- 
baren und unmittelbaren Staatsbeamten, dem 
keineswegs völlig freien Vereins- und Verſamm⸗ 
lungsrecht und der gedrückten Lage unſerer Preſſe. 
Möchten das unſere Abgeordneten doch ja einer recht ernſten 
Prüfung unterwerfen! Die Entſcheidung, welche ſie hierin 
treffen, wird beſtimmend auf die Zukunft unſeres Vater⸗ 
landes einwirken. 
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